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Nürnberg, den 12. Juni 1946 


Bestäti gung 


Ich bestätige, dass die anliegenden Auszüge 
aus dem Werk 

"Schulthess' Europäischer Geschichtskalender", 

Herausgegeben von Ulrich Thürauf, 

Neue Folge. Achtundvierzigster Jahrgang, 


Der ganzen Reihe 75. Band, 1932 
C.H. Beck'sche Verlagsbuchhandlung, München 1933 


richtig abgeschrieben sind. 


Das Werk ist in der Universitäts-Bibliothek 


Erlangen vorhanden, 
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Herausgegeben von Ulrich Thürauf 


Neue Folge. Achtundvierzigster Jahrgang 
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or ganzen Reihe 73, Band. 1932, 


C.H.Beek'sche Verlagsbuchhandlung, München 1933, 


2eN2 pt e (Reichstag) Auflósung. 
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eee» Noch am Abend nach der Reichstagsauflosung spricht Reichs- 
kanzler ve Pa pen durch den Rundfunk zum deutschen Volk, 
er gibt eine Schilderung der Vorgänge im Reichstag und ba 
tont: Es wurde der Reichsr 288. durch verfassungswidriges 
Verhalten des Reichstagspr 
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Se unmöglich gemacht, vor dem 

Volke einen Rechenschaftsbericht über dic vers cangenen drei 
Monate zu geben und ihr Program für die Zukunft mitzutei- 
len. Die komm. Abg.frau Zetkin ist von dem Reichstag mit 
Andacht in ihren Deklamationen angchört worden, Dio ir- 
klárung einer nationale en Regg. aber weigert sic} 


sche Volksvertretung auch nur anguhtren- Id stelle a: 3 
verhalten des Reichstages vor dem dcurschen Volke fort. 3 


dieser Stunde liegt mir da ran, dem aeurvschen Volke minnes 


aut alesem ege erneut Rechenschaft abzulegen über die bis- 


£ gg. und das weitere Ziel, das sie 
im Intercsse der Gosundung der Nation verfolgt. Die Reichs: 


CA 


reggs, die cin unteilbares Ganzes bildet, ist fost ent- 
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i > Schlossen, den “eg weiter zu gehen, den sie mit ihren bishe- 
. > > 1 4 . - 1 
z = rigen peta beschritten hat: Den Weg einer neuen 
< Ta | = M oN .. ry 
2. | unabhängigen Staatsführung, zu der der Reichspräs.sie beru- 
; a 


fen hat und zu deren Durchführung wir'uns ohne Zögern, aber 
2 Such ohne Überstürzung ans Work gemacht haben. Die Tátig 
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| it der Regg,besteht in dom Abschluß einer alten und der 


Lasa 
a 74% “rõifnung einer neuen Epoche. Das ist cine Sache der Thre 
; s era - 


= XÜ und Selbstachtung Deutschlands und zugleich dic vinzig mög- 
He Ww | liche Grundlage seiner Zusammenarbeit mit dem Auslands. 
io < | Aus diesem Grunde haben wir jetzt dio zwoite Wrage unserer 
2 q | Gleichberechtigung in Angriff genommen, die Frage der Ab = 
$ A rustunge. Rinzelne Parteien haben es gewagt der 
= Reichsregg. die Berechtigung abzusprechen, die großen Lebens 
i fragen der deutschen Nation vorwärts zu treiben, weil sio 


angeblich auf einer zu schmalen Basis stände. Diesen Ix 
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ten orwidere ich: Jede deutsche Regg., dic diese Frage auf- 
nimt, steht auf ciner sehr viel breiteren Basis als irgend- 
eine Partei in diesem Kampf. Sic steht auf der breitesten 

i Grundlage, die überhaupt denkbar ist, nämlich auf dor Zu- 
Stimmung und der Unterstützung des gesamten deutschen Volkes. 
Wir wollen die Abrüstung. Niemand würde es freudiger be- 
grüßen als Deutschland, wenn alle Staaten ihre moralische 
und juristische Verpflichtung zur Abrüstung cinldsten und 
ihre Rüstungen nach den Vorschriften und Maßstäben des Ver- 
tra; 


Abrüstungsvorschläge für Deutschland annehmen, vorausgesetzt, 


ges herabsetzten. Wir wiirden auch die weitostechonden 
daß sie gleichmäßig für alle Staaten gelten. Aber es ist 
für uns unerträglich, weiterhin als ein Volk zweiter Klasse 
behandelt zu werden und weiterhin schutzlos unter den waf- 
fenstarrenden Staaten des europäischen Festlandes dazuste- 
hen. Jedes Lebewesen macht den Anspruch auf Sicherheit, 
dic ihm sein Dasein gewährleistet, Diesen ree erheben 
auch wir. Wir wollen den Frieden, ‘Wir wollen keine krie- 
gerischen Abenteuer, Aber wir lehnen ein Wettriisten ab. 
Nicmand hat mit größeren Hoffnungen auf die Arbeiten der 


Abrüstungskonferenz geschen als Deutschland. Das Ergebnis 
ihrer ersten fünf Monate hat uns gravszm enttäuscht! Tos: 
Võlkerbund, Locarno und Kelloggpakt v2. "ıcht man, si” den 


Verpflichtungen zur Abrüstung zu enisichen, Wir könrsn an 
den weiteren Arbeiten der Konferenz nicht teilnehn nen, bevor 
die Frage der Gleichberechtigung nicht in unseren Sinne ge- 
klärt ist. Wir wissen, daß wir in diesem Kampfe nicht al- 
lein stehen. Mit Genugtuung können wir fests stellen, mit 
welchem Verständnis der Regg.schef eines uns befreundeta 
großen Volkes in aller Öffentlichkeit unseren Standpunkt 
ehandelt hat, Die deutschen Mitteilungen an Frankreich 
Sind den übrigen Mächten gleichzeitig zur Kenntnis gebracht 
worden. Das Kab., hat sich naturgemäß mit der franz.Antwort 
noch nicht befassen können, Demnoch glaube ich, schon jetzt 
sagen zu müssen, daß der Inhalt der Note nicht gecignet ist, 
dic Lösung dieses ernsten Problems zu fördern. Über die 
Schritte, die wir nun zur weiteren Behandlung dieser lebens- 
wichtigen Frage zu tun gedenken, wird das Kab. in den näch- 
Sten Tagen Beschluß fassen. In diesa lagen unternimmt 
Deutschland einen gigantischen Versuch, durch Mobilisierung 
seiner letzten inneren Reserven Arbeit und soziale Befrie- 


digung zu schaffen., Sie gibt uns ein Anrecht darauf, daß 
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die führenden Staatsmánner der Großmächte nun auch ihrer- 


den intschluß fassen, der Vergif 


der auBenpoliti- 
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Lehungen durch unhaltbare Verträge ein inde zu 
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29.0Kt, Der Reichspräs.empfängt den Reichskanzler v. Fapen 
EAS A LAID A 


und der n preuB, MinPräs. Braun 


zur Aussprache über die durch das Urteil des Stas tsgerichts- 





hofs geschaffene Lage. Der Re a dazu sinlsitend 
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eich und Freußen übe 
vom 20.Juli durch das Urteil dos otaatsgerichtshofs erle- 


digt sei und daß er und dic 


aus, daß der Streit zwischen 1 


Lchsregg. sich in jeder Bee’ 
zichung auf den Boden des Urteils stellten. Es müsse bei- 
derseits der loyale Versuch gemacht werden, eine praktisc 
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Zusammenarbeit zu ermöglichen, die einerseits die dem pr ou. 
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Staatsmin. zuerkannten Rechte berücksichtige, anderersoits 
el O Sy A = AA u 
die Befugnisse des Roichskommissars und die Notwendigkeit 


einer einheitlichen Reichspolitik wahre. MinPras Braun 
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erwidert, daß das preuß.Kab. sich so 
Pe Ta > Th by ky J 
talis auf den Boden des Urteils stelle. fr gibt darauf einc 
T) no A A aos nr ` 4 > 
Darlegung seiner Auffassung von den folgcrungen, die aus de 
Urteil zu ziehen seien, Das Staatsmin, müsse in die ihm 

A + Ire A 2 he WW 7 s KEE A ne IE A A ps Y = s = 7, 0 - m * 
zuerkannten Rechte wieder cingosetzt worden, Die Befusniss 
des Reichskommissars sollten, wenn sic überhaupt õti 
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; “von, wenn sic Überhaupt noch nötig 
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aren, auf solche Maßnahmen beschränkt ware len, die zur Auf- 
rechterhaltung der Ruhe una Ordnung notwendig seien. Mr 
n personellen Veränderungen solle cufechdrt werden. thy. 
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lio Vereinfachung und Zusammonfa sung aor Verwaltungen im 
Reich und in Preußen könnten alsda 1 Verhandlungen zwischen 
der Reichsregg. und dor BEE stattfind»n, Reichs- 
kanzler v. Papen erklärt zunächst, daß dic Reichsreeio- 
2 persönliche Integrität des prouB.MinPräs. und sei- 
ollegen nie angezweifelt habe und daß nur staats- 
politische Zrwägungen zu ihren Maßnahmen geführt hätten, 
är legt dann seine Auffassung der Lage dar und betont, daß 
der Reichskommissar sich nich+ darauf beschränken kónno 
nur Tür den Schutz von Ruhe und Ordnung zu sorgen, sondern 
weiterhin die gesamte Exekutive einheitlich in der Hand be- 
halten müsse, Dara ergebe sich ohne weiteres dic Ver- 
oflichtung, die als notwendig erkannte Reform der preuß, 
Verwaltung durchzuführen und damit sine spätere endaültiss 
Regelung dieser Trage durch die gesetzg.benden Körperschaft“ 
ten vorzuberciten, Personelle Veränderungen scien nur zus 
sachlichen Gründen vorgenommen worden. Der Reichskomnissar 
werde dor pre suß.Stantsregg. dic Möglichkeit geben, die ihr 
zuerkannten Rechte euszuüben, Jingriffe in die Amtsbefuenis- 
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isSkomnissars aber nicht gu dr ılden, Der prouß, 
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MinPräs.betont, daß or demgegenüber auf seinem cinsanes dar- 
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gelogten Standpunkt beharre und insbesondere der Durchfüh- 
rung der Verwaltungsreform ohne Vers standigung mit der prouß, 
staatsregz.widerspreche,. fine Zinigung hierüber wird nicht 
erziclt. Im EN der Besprechung hebt der Roichspräs.her- 
vor, daß es zur Viederherstellung gefestigter Verhältnisse 


weiterhin notw un sei, die staatlichen Machtmittol Prous- 
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sens und des Reichs in ciner Hand gu behalten und die Poli- 
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tik PreuBens und des Reiches in einhceitlie men zu füh- 


ren. Zum Schluß gibt er der een Ausdruck, daß über die 


‘wo 


Ausübung der Rechte, die der prouB.S atsrogg. nach der mt- 
scheidung des Staatsgerichtshofes sired sts, eino Verständi- 
sung erzielt werden möge, Es wird vereinbart, daß hierüber 
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weltere Verbindung zwischen der preus.staatsregs, und dem 


Reichskommissar aufrechterhaltm werden go’ 16; 
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